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Zum Inhalt des Vorschlags:

Die Eurovignetten-Richtlinie (1999/62/EG in der Fas-
sung von EU/2022/362) legt die Grundsätze für die Be-
mautung von Kraftfahrzeugen auf Autobahnen in Eu-
ropa fest. Seit ihrer Novellierung im Jahr 2022 müssen 
erstmals auch CO2-Kriterien bei der Festlegung von 
Lkw-Mauttarifen berücksichtigt werden. Mautbetreiber 
werden verpflichtet, für emissionsfreie Nutzfahrzeuge 
entweder Ermäßigungen von 50 bis 75 Prozent bei 
den Mauttarifen zu gewähren oder Mautzuschläge für 
die externen CO2-Kosten einzuheben. Beide Varianten 
können kombiniert werden. Bis zum 31. Dezember 
2025 kann darüber hinaus eine generelle Mautbefrei-
ung für emissionsarme Nutzfahrzeuge vorgesehen 
werden. Der vorliegende Vorschlag der Kommission 
sieht nun die Möglichkeit vor, die generelle Mautbefrei-
ung bis zum 1. Juli 2031 zu verlängern. Damit soll dem 
Aktionsplan für die europäische Automobilindustrie 
entsprochen und den Nutzfahrzeugherstellern beim 
Umstieg auf emissionsfreie Antriebe geholfen werden. 
Im Jahr 2024 machten diese nur 3,9 Prozent aller Neu-
zulassungen in der EU aus. Laut Kommission sollen 
sie jedoch bis 2030 einen Anteil von 5 bis 9 Prozent an 
der gesamten Nutzfahrzeugflotte erreichen.

Das Wichtigste in Kürze:

•	•	 Die AK lehnt eine generelle Mautbefreiung für emis-
sionsfreie Nutzfahrzeuge ab. 

•	•	 Nur Mautzuschläge für externe CO2-Kosten stellen 
sicher, dass die Infrastruktur ausreichend finanziert 
ist und die Dekarbonisierung vorangetrieben wird. 

•	•	 Die Sonderstellung von privaten Mautkonzessions-
gesellschaften muss beendet werden. 

•	•	 Der Vorschlag muss in einem ordentlichen EU-Ge-
setzgebungsverfahren beschlossen werden.

Zusammenfassung
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Die Position der AK

Zu den wesentlichen Bestimmungen des Vorschlags: 

Die AK lehnt den Vorschlag der Kommission ab, da er 
dem großen Ziel, einen Beitrag zur Dekarbonisierung 
des Straßengüterverkehrs in Europa zu leisten, nicht 
gerecht wird. Er schafft keinen berechenbaren Rahmen, 
der sowohl den Betrieb und Erhalt der Autobahninfra-
struktur sichert als auch Kaufanreize für emissionsfreie 
Nutzfahrzeuge bietet. 

Lkw-Mauttarife müssen stets die Kosten für die Benüt-
zung der Straßeninfrastruktur decken. Dies gilt insbe-
sondere für besonders schwere Nullemissionsfahr-
zeuge. Eine generelle Mautbefreiung für emissionsfreie 
Nutzfahrzeuge mag angesichts des derzeit geringen 
Marktanteils vernachlässigbar sein. Langfristig kann 
sie jedoch die Finanzierung der Infrastruktur gefährden. 
Es ist auch darauf hinzuweisen, dass der wesentlich 
klimafreundlichere Schienengüterverkehr auf allen Stre-
cken ein Benützungsentgelt an den Schieneninfrastruk-
turbetreiber zu entrichten hat. Aus diesem Grund ist 
der Rahmen in der Richtlinie (Art 7ga), der Mautermä-
ßigungen für emissionsfreie Nutzfahrzeuge von 50 bis 
70 Prozent erlaubt, mehr als ausreichend. Aus Sicht der 
AK ist die Möglichkeit, emissionsfreie Nutzfahrzeuge 
gegenüber fossil betriebenen durch Mautaufschläge 
für die externen CO2-Kosten (Art 7c) zu begünstigen, 
eindeutig zu bevorzugen. Zu diesem Zweck sollten aber 
die CO2 Bezugswerte in Anhang III c entschieden an-
gehoben werden, um einen Markthochlauf von klimaf-
reundlichen Nutzfahrzeugen sicherzustellen. 

Ein wesentlicher Kritikpunkt der AK ist darüber hin-
aus, dass die Kommission diese Fördermechanismen 
nur für Infrastrukturbetreiber im öffentlichen Besitz 
vorschreibt. Private Autobahnbetreiber auf Basis von 
Konzessionsverträgen (Art 7 (7)) sind von diesen Ver-
pflichtungen ausgenommen. Somit tragen einige große 
EU-Mitgliedstaaten (insb. Italien, Frankreich, Spanien, 
aber auch Portugal) nichts zum Hochlauf emissions-
freier Nutzfahrzeuge bei. Es ist nicht nachvollziehbar, 
warum konzessionierte Autobahnbetreiber keinen Mau-
taufschlag für externe CO2-Kosten einheben können. 
Dieser Punkt sollte spätestens bei der für den 24. März 
2027 geplanten Gesamtrevision der Richtlinie überar-
beitet werden. 

Außerdem rechtfertigen die Versäumnisse der euro-
päischen Fahrzeughersteller keinesfalls, dass dieser 
Vorschlag in einem Eilverfahren beschlossen werden 
soll. Der Weg über ein ordentliches EU-Gesetzgebungs-
verfahren muss eingehalten werden.
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